DER STADTRAT ELLRICH	Ellrich, den 
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Vorlage zum  Beschluss-Nr.    163-14/19                     

Vorlage wurde ohne/ mit................. Änderungen am ............................... zum Beschluss erhoben

Vorlage wurde am ......................... abgelehnt; Vorlage wurde am  ...................... zurückgezogen

	
1. Bezeichnung des Beschlusses

	
Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand – Übergangsregelung zur Anwendung des § 2 b UStG – Optionserklärung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG


	
2. Beschlusstext:



	
Der Bürgermeister wird ermächtigt beim Finanzamt Mühlhausen die Optionserklärung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG abzugeben und darin zu erklären, dass die Stadt Ellrich als juristische Person des öffentlichen Rechts  § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember  geltenden Fassung für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgeführten Leistungen weiterhin anwendet. 

	
3. Einreicher

	
Der Bürgermeister

	
4. Begründung der Zuständigkeit des Stadtrates (Aufgrund welcher gesetzlichen Bestimmung wurde die Beschlussvorlage erarbeitet?)

	
ThürKO vom 28.01.2003,  zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.07.2016 (GVBl. S. 244) 


	
5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der
o. g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw.
ergänzt werden?

	

Keine

	
6. a) Mit welchem Personenkreis wurde die
 Beschlussvorlage beraten 
      b) mit wem soll sie beraten werden?

	
Finanzausschuss: 19.09.2016
Hauptausschuss: 26.09.2016


	
7. Welche absehbaren finanziellen Auswirkungen hat die Beschlussvorlage?

	



	
8. Veröffentlichung des Beschlusses?

	
Ja

	
9. Verteiler

	
Alle Stadtratsmitglieder, Ortsteilbürgermeister



Abstimmungsergebnis:

Gesetzliche Anzahl Stadtratsmitglieder:	20 + 1	Ja – Stimmen:	…….
davon anwesend:	…….	Nein – Stimmen:	…….
		Enthaltungen:	…….

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen:
-keine-

Der Beschluss wurde somit angenommen/abgelehnt.


Matthias Ehrhold
Bürgermeister




Begründung zum Beschluss Nr.:   163-14/19



Beschlusstext:  

Der Bürgermeister wird ermächtigt beim Finanzamt Mühlhausen die Optionserklärung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG abzugeben und darin zu erklären, dass die Stadt Ellrich als juristische Person des öffentlichen Rechts  § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember  geltenden Fassung für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgeführten Leistungen weiterhin anwendet.


Begründung:  

Die Umsatzbesteuerung juristischer Personen des öffentlichen Rechts und damit auch der Kommunen wurde mit Wirkung zum 01.01.2017 völlig neu konzipiert und an europäisches Recht angepasst. Der bislang maßgebliche § 2 Abs. 3 UStG wurde ersatzlos gestrichen, an seine Stelle tritt der neue § 2b UStG. 

Ob die Tätigkeiten einer juristischen Person des öffentlichen Rechts der  Umsatzsteuerpflicht unterliegen, hängt davon ab, ob ihr die Tätigkeiten im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen oder ob sie auf einer privatrechtlichen Grundlage erfolgen. Die bisherige Vorschrift des § 2 Abs. 3 UStG knüpfte die umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft einer juristischen Person des öffentlichen Rechts im Wesentlichen daran, dass ein Betrieb gewerblicher Art (BgA) im Sinne das § 4 Körperschaftssteuergesetz bzw. ein land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb unterhalten wird. Daraus folgte im Umkehrschluss, dass der Bereich der Vermögensverwaltung keine umsatzsteuerpflichtige Betätigung darstellte. Künftig wird die auf privatrechtlicher Grundlage erfolgende Tätigkeit einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, und damit auch die klassische Vermögensverwaltung, grundsätzlich eine unternehmerische Betätigung, die Umsatzsteuerpflichten auslöst, sofern nicht besondere Steuerbefreiungsvorschriften in Frage kommen.

An die Stelle des Bezugs zum ertragssteuerlichen Betrieb gewerblicher Art (BgA) tritt eine wettbewerbsrechtliche Betrachtung. 

Eine Übergangsregelung gewährt das Wahlrecht, bis Ende 2020 noch das alte Recht anzuwenden. Diese Erklärung, dass alte Recht anzuwenden, ist bis zum 31.12.2016 beim zuständigen Finanzamt abzugeben. Es handelt sich um eine nicht verlängerbare Ausschlussfrist.

Die Optionserklärung kann nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe folgenden Kalenderjahres an widerrufen werden. Nach dem Widerruf ist die Abgabe einer erneuten Optionserklärung ausgeschlossen. Die Optionserklärung ist für sämtliche ausgeübten Tätigkeiten einheitlich abzugeben. Eine Beschränkung auf einzelne Tätigkeitsbereiche oder Leistungen ist nicht zulässig.

Der Stadt Ellrich entstehen, nach derzeitigem Kenntnisstand keine finanziellen Vor- bzw. Nachteile aus der Abgabe der Optionserklärung. 



Matthias Ehrhold
Bürgermeister
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Unzuléssig sei es danach, solche Tatigkeiten der offent-
lichen Hand von der Umsatzsteuer zu befreien, wenn dies
zu ,groReren Wettbewerbsverzerrungen® fithre — oder an-
ders gesagt: zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen pri-
vater Unternehmen, die die gleichen Leistungen erbringen.

Die Folge waren erhebliche Rechtsunsicherheiten. Die
Finanzverwaltung hatte die Anwendung der BFH-Urteile
zundchst zuriickgestellt, um Zeit zu gewinnen und die in-
terkommunale Zusammenarbeit nicht zu belasten. Uber-
gangsweise wurde allerdings die Mdglichkeit eingerdaumt,
sich einheitlich — d. h. bezogen auf alle T4tigkeiten der
Kommune (kein ,Rosinenpicken”) — gem4R dieser Recht-
sprechung besteuern zu lassen, um beispielsweise die Vor-
teile des Vorsteuerabzugs zu nutzen. Auch das war keine
Dauerlosung. Die kommunalen Spitzenverbénde hatten
friihzeitig eine rechtliche Absicherung der weitgehenden
Umsatzsteuerfreiheit fir die unterschiedlichen Formen der
interkommunalen Zusammenarbeit gefordert. Der im Juni
2014 von den Finanzstaatssekretaren des Bundes und der
Lander vorgelegte Arbeitsentwurf wurde daher von kommu-
naler Seite dem Grunde nach begrufit. Nach einer durch-
aus sehr kontroversen Debatte in den Regierungsfraktionen
Gbernahm der Bundestag diesen Vorschlag letztlich nahe-
zu unveréndert als Art. 12 des Steueranderungsgesetzes
2015 von Anfang Nov. 2015 (BGBI. |, S. 1834).

2. Eckpunkte der Neuregelung

Der bisher malgebliche § 2 Abs. 3 UStG wurde ersatzlos
gestrichen, an seine Stelle tritt der neue § 2b UStG. Er greift
fur alle Umsétze, die ab dem 1.1.2017 ausgefiihrt werden
(§ 27 Abs. 22 UStG). Fur alle bis Ende 2016 ausgefiihrten
Leistungen gilt noch das bisherige Recht. Zum Wahlrecht
siehe weiter unten. Fir die ertragssteuerliche Beurteilung
dagegen bleibt unverandert der ByA mafgeblich, dort bleibt
alles beim Alten.

Die Steuerbefreiungen nach § 4 UStG bleiben dabei unbe-
rahrt und sind auch weiterhin fur samtliche von der 6ffent-
lichen Hand erbrachten Leistungen anwendbar. im kommu-
nalen Bereich betrifft dies b elsweise die Vermietung
oder Verpachtung von Grundsticken (§ 4 Nr. 12a) UStG
mit den dort genannten Ausnahmen) oder die Leistungen
der Kindertagespflege einschlieBlich der Bekdstigung (§ 4
Nr. 25) UStG).

Unternehmereigenschaft (Abs. 1)

§ 2b Abs. 1 UStG wurde nahezu wértlich aus der europé-
ischen Mehrwertsteuerrichtiinie ibernommen. Nach der Ne-
gativabgrenzung im Satz 1 unterliegen die Leistungen der
offentlichen Hand im Grundsatz nur dann nicht der Umsatz-
steuer, wenn es sich um hoh he Leistungen handelt. in
allen anderen Tatigkeitsfeldern ist dagegen — im Grundsatz
- die Unternehmereigenschaft und damit die allgemeine
Umsatzsteuerpflicht nach § 2 Abs. 1 UStG gegeben — wie
bei jedem anderen (privaten) Unternehmer auch.

Gemeinde- und Stadtebund Thiringen

Finanzen und Kommunalwirtschaft

§2b Abs. 1 USIG:

Vorbehaltlich des Absatzes 4 gelten juristische Personen
des dffentlichen Rechts nicht als Unternehmer im Sinne
des § 2, soweit sie Tatigkeiten ausiiben, die ihnen im Rah-
men der &ffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im
Zusammenhang mit diesen Tétigkeiten Zélle, Gebiihren,
Beitrage oder sonstige Abgaben erheben. Satz 1 gilt nicht,
sofern eine Behandlung als Nichtuntemehmer zu gréBeren
Wettbewerbsverzerrungen fithren wiirde.

Infolge der Riickausnahme nach Satz 2 kénnen auch Té&-
tigkeiten im Hoheitsbereich umsatzsteuerpflichtig werden.
Das ist immer dann der Fall, wenn die Behandlung als
Nichtunternehmer bzw. die Umsatzsteuerfreiheit zu ,gro-
Reren Wettbewerbsverzerrungen” filhren wirde. In diesem
Fall wird die 6ffentliche Hand unternehmerisch ta
Sinne des Umsatzsteuerrechts.

Was konkret unter ,groReren Wettbewerbsverzerrungen®
2zu verstehen ist, wird weder im europaischen Recht noch
im UStG definiert. Vielmehr nimmt § 2b UStG mit den nach-
folgenden Absatzen 2 und 3 eine Negativabgrenzung vor.
Unter den dort jeweils genannten Voraussetzungen be-
steht die unwiderlegbare Vermutung, dass die Leistungen
der offentlichen Hand keine ,grofieren Wettbewerbsverzer-
rungen” verursachen. Im Ergebnis definieren sie Tatbestén-
de fir die Umsatzsteuerfreiheit. Wichtig ist dabei das Wort
LJinsbesondere”. Es ist also ausdriicklich nicht ausgeschlos-
sen, dass im Einzelfall auch weitere Tétigkeiten, ohne dass
sie diese Voraussetzungen erfiillen, keine ,groReren Wett-
bewerbsverzerrungen" verursachen. Dies ware dann aller-
dings in jedem Einzelfall gegeniiber der Finanzverwaltung
substan: zu begrunden.

Der Wegfall des Bezugs zum BgA wirkt sich insbesonde-
re auf die Umsatzbesteuerung der sogenannten Verms-
gensverwaltung aus. In Abgrenzung zum BgA unterlagen
isher samtliche Tétigkeiten in diesem Bereich generell
nicht der Umsatzsteuer. Diese Differenzierung ist fur die
umsatzsteuerliche Betrachtung nicht mehr relevant, d. h.
die Vermogensverwaltung unterliegt kinftig generell der
Umsatzsteuer.

Allgemeine Freistellung (Abs. 2)

Dem strengen Wortlaut folgend gilt § 2b Abs. 2 UStG nur fur
Tatigkeiten im Hoheitsbereich im Sinne des Absatzes 1. Ob
dies angesichts der Gesetzesbegrindung auch [die]
an sich wirtschaftliche Betatigung einer jPSR...“) so gewollt
t, wird noch zu klaren sein. Nicht maRgeblich ist, ob der
Leistungsaustausch mit privaten oder anderen juristischen
Personen des éffentlichen Rechts erfolgt.

GroBere Wettbewerbsverzerrungen liegen insbesondere
nicht vor, wenn

1. der von einer juristischen Person des &ffentlichen
Rechts im Kalenderjahr aus gleichartigen Tétigkeiten
erzielte Umsatz voraussichtlich 17.500 Euro jeweils
nicht tbersteigen wird oder

2. vergleichbare, auf privatrechtlicher Grundiage er-

brachte Leistungen ohne Recht auf Verzicht (§9) einer
Steuerbefreiung unterliegen.
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Nr. 1 definiert eine Bagateligrenze, die sich (nur) vom Be-
trag her an der umsatzsteuerrechtlichen Kleinunternehmer-
regelung des § 19 Abs. 1 UStG orientiert. Allerdings unter-
scheidet sie sich von dieser maRgeblich. Sie bezieht sich
namiich — anders als Kleinunternehmerregelung - nicht
auf den Gesamtumsatz, sondern auf ,gleichartige Ta
keiten" und kann daher von einer Kommune auch mehrfach
in Anspruch genommen werden. Welche Tétigkeiten als
Jgleichartig” zu betrachten sind, sie also im Hinblick auf die
Umsatzgrenze zusammengefasst werden missen, ist nicht
néher konkretisiert. Ob dies Uber die Umsatzsteuerrichtli-
nien bzw. auf dem Erlassweg (BMF-Schreiben) erfolgen
wird bzw. in abstrakter Form in der notwendigen Klarheit
tiberhaupt maglich ist, ist derzeit nach offen. Aus kommu-
naler Sicht ist jedenfalls eine tendenziell ,enge" Auslegung
winschenswert, um diese Regelung fur die Vielzahl und
im Volumen oft nur geringfiigigen kommunalen Einzellgi-
stungen im Hoheitsbereich jeweils einzeln in Anspruch neh-
men zu kénnen.

Fur alle Tatigkeiten, die nicht unter Abs. 2 fallen, kann die
Kommune daneben die Kleinunternehmerregelung in An-
spruch nehmen. Dort wird allerdings nicht nach gleichar-
tigen Tatigkeiten differenziert, d. h. maBgeblich ist dort der
gesamte unternehmerische Umsatz der Kommune (ohne
Hoheitsbereich).

Mit dem Wegfall des Bezugs zum ertragssteuerrechtlichen
BgA entfalit auch die bisherige dort maRgebliche ,Erheb-
ichkeitsgrenze fur den nachhaltig erzielten Jahresumsatz
in Hohe von 35.000 Euro (bis 2014: 30.678 Euro, § 4 KStG
V.m. § 64 Abs. 3 AO); diese ist nach neuem Recht fur die
Umsatzsteuer nicht mehr relevant. War beispielsweise die
Vermietung des Birgerhauses einer Ortsgemeinde an Ver-
eine und Privatpersonen (= BgA) mit einem nachhaltigen
Jahresumsatz von 25.000 Euro bisher weder ertrags- noch
umsatzsteuerpflichtig, werden die Umsétze aus dieser Té-
tigkeit kiinftig umsatzsteuerpflichtig. Fur die Kérperschafts-
steuer andert sich dagegen nichts (abgesehen davon, dass
ohnehin regelmafig keine kérperschaftssteuerpflichtigen
Gewinne anfallen durften).

Nr. 2 stellt klar, dass solche Leistungen, fir die auch bei Er-
bringung durch private Unternehmer keine Umsatzsteuer-
pflicht besteht (insbesondere wegen einer Steuerbefreiung
nach § 4 UStG), generell umsatzsteuerfrei sind. Ansonsten
kame es ja umgekehrt zu einem Wettbewerbsnachteit fir
die offentliche Hand. Einschrankend gilt diese Ausnahme
jedoch nur bei solchen Leistungen, bei denen nicht nach
§ 9 UStG auf die Steuerfre verzichtet werden kann;
dazu gehoren z. B. Vermietungsumsétze nach § 4 Nr. 12
UStG.

Interkommunale Kooperation (Abs. 3)

§ 2b Abs. 3 UStG regelt die Sachverhalte, die letztlich
Ausloser der gesamten Neuregelung waren, némlich den
Leistungsaustausch juristischer Personen des &ffentlichen
Rechts untereinander. Er ist quasi das ,Herzstiick" der Neu-
regelung und betrifft sémtliche Formen interkommunaler
Zusammenarbeit. Wie bei Abs. 2 werden im Ergebnis die
Jnsbesondere‘-Voraussetzungen fur Umsatzsteuerfreiheif
definiert:
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§2b Abs. 3 USIG:

Sofern eine Leistung an eine andere juristische Person des
offentlichen Rechts ausgefiihrt wird, liegen groRere Wett-
bewerbsverzerrungen insbesondere nicht vor, wenn

1. die Leistungen aufgrund gesetzlicher Bestimmungen
nur von einer juristischen Person des &ffentlichen
Rechts erbracht werden drfen oder

2. die Zusammenarbeit durch gemeinsame spezifische
offentliche Interessen bestimmt wird. Dies ist regelm&-
Rig der Fall, wenn

a) die Leistungen auf langfristigen Offentlich-recht-
lichen Vereinbarungen beruhen,

b) die Leistungen dem Erhalt der 6ffentlichen Infra-
struktur und der Wahrnehmung einer allen Beteili-
gten obliegenden offentlichen Aufgabe dienen,

c) die Leistungen ausschlieBlich gegen Kostener-
stattung erbracht werden und

d) der Leistende gleichartige Leistungen im Wesent-
lichen an andere juristische Personen des o6ffent-
lichen Rechts erbringt.

Die Umsatzsteuerbefreiung fur Falle nach Nr. 1 - die klas-
sische" Amtshilfe — ist offensichtlich. Darf die betreffende
Leistung nur von der &ffentlichen Hand erbracht werden,
kann es nicht zu Wettbewerbsverzerrungen kommen, nicht
einmal zu kleineren®. Wichtig ist das Wort ,einer". Es ist
also nicht zwingend notwendig, dass die Leistung nur von
Jdieser” juristischen Person erbracht werden darf, sondern
nur, dass die Leistungserbringung durch jegliche private
Anbieter ausgeschlossen ist. Weiterer Voraussetzungen,
insbesondere solche nach Nr. 2 (z.B. ,langfristige Verein-
barung®, siehe unten) bedarf es dabei nicht. Daher bleibt
beispielsweise die fallweise Gestellung einer Standesbe-
amtin gegen Entgelt an die Nachbargemeinde weiterhin
umsatzsteuerfrei.

Die Freistellung nach Nr. 2 neben der Freistellung nach
Nr. 1 (... oder ...").

Die dort aufgefithrten Voraussetzungen sind gepragt von
einer Reihe neuer und zudem meist unbestimmter Rechts-
begriffe. Bei ihrer Auslegung wird es besonders darauf an-
kommen, den Sinn und Zweck der Neuregelung zu beach-
ten, wie sie aus der Gesetzesbegriindung zu Abs. 3 zum
Ausdruck kommt:

JAufgrund des demografischen Wandels und der bestehen-
den Notwendigkeit von Einsparungen sind jPd6R in immer
gréRerem Umfang zur Zusammenarbeit gezwungen. Diese
[...] erfolgt [...] allein im offentlichen Interesse [...]. Diese
werden zum Beispiel durch die Erzielung von Synergieef-
fekten und die Auslastung der im &ffentlichen Bereich be-
reits vorhandenen sachlichen und personellen Ressourcen
geférdert.”

Absicht des Gesetzgebers war es also, die Zusammenar-
beit innerhalb des offentlichen Sektors nicht nur zu erhal-
ten, sondern sie durch eine Entlastung von der Umsatz-
steuer noch weiter zu férdern. Dies alles deutet darauf hin,
die Auslegung im diesem Sinne ,grofRzigig" vorzunehmen.

Gemeinde- und Stadtebund Thuringen
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Die Grenzen werden dabei letztlich nur durch die euro-
che Rechtsprechung zum Wettbewerbsrecht im Be-
reich des Vergaberechts gezogen, denn aus diesen sind
die vier Kriterien abgeleitet.

Vor diesem Hintergrund ist die verschiedentlich geduRerte
Auffassung kaum nachvoliziehbar, dass Abs. 3 Nr. 2 nur fiir
Tétigkeiten im hoheitlichen Bereich gelten soll. Die inter-
kommunale Kooperation bei den Bauhdfen beispielsweise
ware dann nicht erfasst, d. h. generell umsatzsteuerpflich-
tig. Aus der Gesetzesbegriindung ist insoweit aber wohl
auf einen anderen Willen des Gesetzgebers zu schlieRen.
Denn bereits zu Abs. 2 heilt es , ... auch bei einer an sich
wirtschaftlichen Tatigkeit zu Abs. 3 werden die ,Leistungen
der Daseinsvorsorge” genannt, die nicht immer hoheitlicher
Art sind. Hier besteht also noch Klarungsbedarf.

Eine Konkretisierung, was genau unter ,gemeinsamen spe-
zifischen offentlichen Interessen* zu verstehen ist, ergibt
sich auch nicht aus der Gesetzesbegriindung. Vielmehr
gilt: Unter der Voraussetzung, dass alle vier Kriterien a) bis
d) (kumulativ) erfallt sind, ist regelmaRig von Umsatzsteu-
erfreiheit auszugehen.

Ab welchem Mindestzeitraum offentlich-rechtliche Verein-
barungen als ,langfristig* gelten, ist nicht festgelegt. Man
wird zumindest von einer mehijéhrig angelegten Zusam-
menarbeit ausgehen missen. Fallweise Einzelvertrage er-
fullen dieses Kriterium jedenfalls nicht.

In der Gesetzesbegriindung ist kiargestellt, dass eine ,al-
len Beteiligten obliegende 6ffentliche Aufgabe" auch dann
vorliegt, wenn die Aufgabe auf eine von allen Beteiligten
getragene neue offentliche Rechtspersénlichkeit bertra-
gen wurde (vertikale Zusammenarbeit). Im kommunalen
Bereich sind das insbesondere der Zweckverband und die
AG6R.

Fur die Umsetzung in der Praxis durfte die Auslegung des
Begriffs ,Erhalt der offentlichen Infrastruktur” die gréte Re-
levanz haben. Der Begriff Infrastruktur darf dabei nicht zu
eng ausgelegt und insbesondere nicht nur auf technische
oder bauliche Aspekte reduziert werden. Offentliche Infra-
struktur kann auch ,immateriell" sein. Einzubeziehen sind
daher auch Infrastrukturen in der Form von Institutionen,
Dienstleistungen und sozialer Art. Im kommunalen Bereich
insbesondere im Bereich Schulen, Jugendhilfe/Kinder-
tagespflege, Tourismusférderung, kulturelle Einrichtungen
oder etwa 6ffentliche Sicherheit.

Das Wort ,regelméfiig” macht auch an dieser Stelle deut-
lich, dass eine Zusammenarbeit im begriindeten Einzelfall
auch unabhéngig von den Kriterien a) bis d) ,gemeinsamen
spezifischen &ffentlichen Interessen” dienen und somit um-
satzsteuerfrei sein kann.

Dieser Absatz sei hier nur der Volistandigkeit halber er-
wahnt. Er fihrt im kommunalen Bereich zu keinen recht-
lichen Anderungen. Aus Nr. 5 ergibt sich beispielsweise,
dass die Lieferung von Wasser und Energie stets der Um-
satzsteuer unterliegt, auch wenn diese Leistungen von 6f-
fentlichen Einrichtungen erbracht werden. Das war auch
schon bisher so.

Gemeinde- und Stadtebund Thiiringen
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3. Wahirecht (§ 27 Abs. 22)

Wegen der zweifellos einschneidenden Anderungen gelten
die Neuregelungen erst fur die ab dem 1. Januar 2017 aus-
geflhrten Umsiétze.

Dariber hinaus bietet das Gesetz eine erweiterte Uber-
gangsregelung an. Danach besteht das Wahirecht, die
bisherige Rechtslage fur séamtliche bis Ende 2020 ausge-
fuhrten Leistungen weiter anwenden zu kénnen. Vorausset-
zung dafiir ist eine entsprechende verbindliche Erklarung,
die einmalig und verbindlich bis Ende 2016 gegeniiber dem
Finanzamt abgegeben sein muss. Diese Erklarung wirkt bis
Ende 2020, kann aber mit Wirkung vom Beginn eines jeden
Kalenderjahres widerrufen werden. Nach Widerruf ist eine
(erneute) Ruckkehr zum aiten Recht nicht mehr méglich.

Die Erklarung kann nur einheitiich far alle umsatzsteuerre-
levanten Leistungen abgeben werden, ein ,Rosinenpicken®
bleibt also ausgeschlossen.

4. Fazit und Handlungsbedarf

Das Jahr 2016 fuhrt zu einer einschn
der Umsatzbesteuerung kommunaler Leistungen. Die An-
kniipfung an den BgA-Begriff fallt weg, stattdessen greift
europdisches Wettbewerbsrecht. Ertragssteuerliche und
umsatzsteuerliche Pflichten werden kiinftig noch haufiger
auseinander fallen und bei der steuerlichen Betrachtung
kommunaler Téatigkeiten wird noch starker zu differenzie-
ren sein. Leistungen im hoheitlichen Bereich bleiben auch
kiinftig umsatzsteuerfrei. Allerdings gelangen Leistungen
im Bereich der Vermogensverwaltung erstmals in den Gel-
tungsbereich des Umsatzsteuerrechts. Fur die interkom-
munale Zusammenarbeit gibt es nun eine eigensténdige
umsatzsteuerliche Regelung. Diese fithrt wegen der vielen
unbestimmten Rechtsbegriffe derzei lerdings noch zu
mehr Fragen als Antworten. Nun gilt es, sie mit Leben zu
fullen, die kommunalen Spitzenverbande jedenfalls werden
sich da aktiv einbringen. Derzeit geschieht dies auf Bun-
desebene gegentber dem Bundesfinanzministerium, wo
ein BMF-Schreiben zur Neuregelung in Vorbereitung ist.
Wie bei jeder grundlegenden Anderung, auch in anderen
Rechtsgebieten, werden sich viele Unklarheiten erst nach
und nach bzw. erst im Zuge der Rechtsprechung endgiil-
tig beseitigen lassen. Bis dahin gilt es fiir alle Beteiligten,
die Sache pragmatisch, mit dem notigen AugenmaB und
im Sinne des Regelungszwecks anzugehen, namlich Star-
kung — und nicht Schwéchung — der interkommunalen Zu-
sammenarbeit. Daher darf Abs. 3 Nr. 2 nicht ausschlieRlich
auf die hoheitlichen Tatigkeiten beschrankt sein und muss
alle Formen vertikaler Kooperation einschlieRlich jeglicher
Leistungserbringung der Verwaltungsgemeinschaften firr
ihre Mitgliedsgemeinden mit einschlieRen (z. B. bei den
Bauhofen).

lenden Zasur in

Fur die Kommunen ergibt sich fur 2016 vordringlicher
Handlungsbedarf:

+  Der erste Schritt besteht darin, die eigenen Leistungen
im Hinblick auf die Neuregelung systematisch zu sich-
ten. Dies betrifft insbesondere die nicht hoheitlichen
Leistungen im Bereich der Vermogensverwaltung, die
Leistungen mit Umsatzen unterhalb der bisherigen
BgA-Grenzen sowie die interkommunale Zusammen-
arbeit.

17




image9.jpg
Finanzen und Kommunalwirtschaft

«  Soweit vor Ort bezuglich einzelner Leistungen oder
Fallkonstellationen erhebliche Zweifel zu umsatzsteu-
erlicher mm:w_._a_c:m <m_&_m_cm: sollten diese an die
L itet werden, um die
bisherigen Fallsammlungen weiter zu vervollstandigen.
Diese Fallsammiungen sind Grundlage fiir die weiteren
Gespréche und ggf. Abstimmungen mit dem Finanzmi-
nisterium bzw. dem DStGB.

+ Fir alle bestehenden Kooperationen wird zu priifen
, ob sie die <o~m:mmmﬁ:=mm3 nach § 2b Abs. 3

ergreifen sind. Zu erwagen ist insbesondere, ob die
fallweise Zusammenarbeit ,auf Zuruf* nicht in langfri-
stige Vereinbarungen uberfiihrt werden kann.

Dies gilt in gleicher Weise nattirlich fur alle kinftig beab-
sichtigten bzw. in Planung befindlichen Kooperationen.

+  Im Hinblick auf die Austibung des Wahlrechts zur ver-
langerten Anwendung des alten Rechts werden ver-
gleichende Berechnungen unverzichtbar sein. MaR-
geblicher Faktor wird der Umfang der anstehenden
Investitionen mit den damit jeweils verbundenen Po-
tenzialen fiir einen Vorsteuerabzug sein. Die abschlie-
Bende Entscheidung muss erst gegen Ende des Jah-
res getroffen werden.

Wie man sieht, sind das alles durchaus zeitaufwendige
Mafnahmen. Daher ist zu empfehlen, rechtzeitig damit zu
beginnen, insbesondere im Hinblick auf das 0.g. Wahlrecht.
Keineswegs ist es ratsam abzuwarten, die vielen un-
bestimmten Begriffe im § 2b Abs. 3 UStG im Zuge eines
moglichen Anwendungsschreibens der Finanzverwaltung
.geklart" werden. Erstens ist eine abschlieBende Klarung
kaum zu erwarten und zweitens ist aller Erfahrung nach
nicht gewiss, dass ein solches Anwendungsschreiben
rechtzeitig genug erlassen wird.

Beispiele Umsatzsteuerfreiheit

« die Umsatze, die unter das Grunderwerbsteuergesetz
fallen (Nr. 9 a).

*  Versicherungsleistungen (Nr. 10).

GStB-N 44/2016

Gewerbesteuerveranlagung 2011: Gemeinden in den neuen Bundesli

tieren von Umverteilung

Durch die Umverteilung der Gewerbesteuermessbetra-

GStB-N 02/2016

*  Vermietung und Verpachtung von Grundstiicken; Ver-
mietung ist dabei Einrdumung des Rechts auf be-
stimmte Zeit, das Grundstiick so in Besitz zu nehmen,
als ob er dessen Eigentumer wére, und jede andere
Person von diesem Recht auszuschlieRen.
Ausnahmen: kurzfristige Beherbergung von Fremden,
Abstellplatze fur Fahrzeuge, Campingplétze, Vermie-
tung und Verpachtung von Teilen einer Betriebsanlage
(Nr. 12 a).

«  Gewdhrung dinglicher Nutzungsrechte analog zu Ver-
mietung und Verpachtung (Nr. 12 c); bloRe Gestat-
tungsentgelte sind dabei nur erfasst, wenn sie Neben-
leistung zu einer steuerfrei istung Vermietung
sind.

*  Sozialleistungen (Nr. 15).

+ die Umsatze offentlicher Theater, Orchester, Museen,
Biichereien u.a.m. (Nr. 20 a).

« Leistungen der Jugendhilfe von ._._.mmmS der offent-

richtung betreuten Personen, nicht dagegen die mm_a.
stigung Dritter. Steuerfrei sind auch die Durchfiihrung
kultureller oder sportlicher Veranstaltungen, soweit die
Darbietungen von den Kinder/Jugendlichen selbst er-
bracht werden oder die Einnahmen nur zur Kostende-
ckung dienen (Nr. 25).

« die ehrenamtliche Tétigkeit — fir juristische Personen
des offentlichen Rechts generell, fur Gbrige nur, wenn
das Entgelt nur in Auslagenlagenersatz bzw. angemes-
sener Aufwandsentschédigung besteht (Nr. 26).

(Quelle: Gemeinde- und w_w& 2/2016; <o_.m_mmo Dr. Thomas

Ritz *Referent im G i und bund Rheinland
Pfalz)
Az.: A2616-schi

ndern

In Nordrhein-Westfale) rte die <m1mmm_‘::c nw_‘ Steu-

ge (Zerlegungsanteile) vom Sitz der G zur

zum B E;

Betriebsstatte profitierten 2011 vor allem die Gemeinden
in den neuen Bundesléndern. Sie konnten nach der Ge-
werbesteuerveranlagung 2011 netto Sm:ﬂ an Ge
tel und Zerlegt

ben als zun&chst von ihrer Finanzy

Sachsen-Anhalt (+ 58 Millionen).
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urspriinglich von der Finanzverwaltung festgestellten
Betrégen. Niedersachsen (- 52 Millionen) und Hamburg
(- 51 Millionen) folgten auf dem zweiten und dritten Rang.
Vor und auch nach nmﬂ Umverteilung wurden von den c:.
ternehmen in 1 (2,2 beziehur
2,0 Milliarden Euro), Bayern (2,0 Milliarden) und Baden-
Wirttemberg (1,6 Milliarden Euro) die héchsten Steuer-
messbetrége (Zerlegungsanteile) erwirtschaftet.

Gemeinde- und St&dtebund Thiiringen
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- E-Mail-Verteiler U1 -

Umsatzsteuer;

Anderung im Bereich der Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des
offentlichen Rechts durch Artikel 12 des Steueréinderungsgesetzes 2015,
Anwendung der Ubergangsregelung des § 27 Absatz 22 UStG

I C2-87106/07/10012-06
2016/0366656

(bei Antwortbite GZ und DOK angeben)

Durch Artikel 12 des Gesetzes vom 2. November 2015 (BGBI. I S. 1834) wurden die
Regelungen zur Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts
neu gefasst. Die Anderungen sind am 1. Januar 2016 in Kraft getreten. Es gilt eine
Ubergangsregelung, nach der die Anwendung des § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember
2015 geltenden Fassung weiterhin moglich ist.

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erdrterungen mit den obersten Finanzbehorden der
Liander gilt zur Anwendung der Ubergangsregelung in § 27 Absatz 22 UStG Folgendes:

Nach § 27 Absatz 22 Satz 1 UStG ist § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015
geltenden Fassung auf Umsitze, die nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Januar
2017 ausgefiihrt werden, weiterhin anzuwenden. § 2b in der am 1. Januar 2016 geltenden
Fassung ist nach § 27 Absatz 22 Satz 2 UStG auf Umsétze anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 2016 ausgefiihrt werden.

Im Kalenderjahr 2016 gelten die bisher bestehenden Regelungen somit weiter. Die
Neuregelung des § 2b UStG ist frithestens ab dem 1. Januar 2017 anzuwenden. Nach § 27
Absatz 22 Satz 3 UStG kann die juristische Person des tffentlichen Rechts dem Finanzamt
gegeniiber jedoch einmalig erkléren, dass sie § 2 Absatz 3 UStG.in der am 31. Dezember

www.bundesfinanzministerium.de
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2015 geltenden Fassung fiir sémtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar
2021 ausgefiihrte Leistungen weiterhin anwendet.

Die Erkldrung nach § 27 Absatz 22 Satz 3 UStG (im Folgenden ,,Optionserkldrung®) ist durch
die juristische Person des dffentlichen Rechts fiir sémtliche von ihr ausgeiibte Titigkeiten
einheitlich abzugeben. Eine Beschrinkung auf einzelne Titigkeitsbereiche oder Leistungen ist
nicht zuléssig. Die Abgabe einer Optionserkldrung durch eine einzelne Organisationseinheit
oder Einrichtung der juristischen Person des dffentlichen Rechts (z. B. Behorde, Dienststelle,
Betrieb gewerblicher Art oder land- und forstwirtschaftlicher Betrieb) nur fiir ihren Bereich
ist nicht zuléssig.

Die Optionserkldrung ist durch den gesetzlichen Vertreter oder einen Bevollméachtigten
abzugeben und grundsétzlich an das nach § 21 AO zusténdige Finanzamt zu richten. Eine ggf.
abweichende Zustdndigkeit nach den Vorschriften der Abgabenordnung bleibt hiervon
unberiihrt.

Das Umsatzsteuergesetz sieht fiir die Optionserkldrung keine spezielle Form vor. Zur
besseren Nachvollziehbarkeit sollen die Finanzémter die Schriftform anregen. Aus der
Erkldrung muss sich hinreichend deutlich ergeben, dass die juristische Person des &ffentlichen
Rechts § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung fiir sémtliche
nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 1. Januar 2021 ausgefiihrte Leistungen weiterhin
anwendet. Hat sich eine juristische Person des 6ffentlichen Rechts bisher auf die neuere
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs zur Unternehmereigenschaft juristischer Personen des
offentlichen Rechts berufen, kann sie dennoch eine Optionserklarung mit der Wirkung
abgeben, dass fiir sie ab dem 1. Januar 2017 § 2 Absatz 3 UStG in der am 31. Dezember 2015
geltenden Fassung anzuwenden ist.

Die Optionserkldrung ist spétestens bis zum 31. Dezember 2016 abzugeben. Es handelt sich
um eine nicht verldngerbare Ausschlussfrist.

Die Optionserkldrung kann nur mit Wirkung vom Beginn eines auf die Abgabe folgenden
Kalenderjahres an widerrufen werden. Der Widerruf muss sich hinreichend deutlich auf die
urspriinglich abgegebene Optionserklérung beziehen. Nach einem Widerruf ist die Abgabe
einer erneuten Optionserkldrung ausgeschlossen.

Eine nach dem 31. Dezember 2016 neu oiosaawﬁmmamosm Person des dffentlichen Rechts
kann wegen des Ablaufs der gesetzlichen Ausschlussfrist keine wirksame Optionserklérung
abgeben. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge wirkt die Optionserklarung auch fiir den
Rechtsnachfolger. Im Fall des Zusammenschlusses mehrerer bestehender Korperschaften, von
denen nicht alle die Option wirksam ausgeiibt haben, hat die daraus entstandene Korperschaft
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einheitlich zu entscheiden, ob die Rechtsfolgen der Option gelten sollen. Eine Beschrénkung
auf einzelne Titigkeiten ist auch in diesem Fall nicht mdglich.

Ein Schreiben zu den Regelungen in § 2b UStG ergeht zu einem spéteren Zeitpunkt.

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I verdffentlicht.

Im Auftrag

Dieses Dokument wurde elektronisch versandt und ist nur im Entwurf gezeichnet.
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GStB-N 42/2016
Ausgaben und Einnahmen der Thiiringer Kommunen im Jahr 20

Im Jahr 2015 sind bei den Thiiringer Kommunen sowohl die
Ausgaben als auch die Einnahmen gegeniiber dem Vorjahr
gestiegen. Die Ausgaben der Thiiringer Kommunen lagen
nach Mil des Thiiringer Land fiir Statistik im
Jahr 2015 mit 5,051 Milliarden Euro um 84 Millionen Euro
bzw. 1,7 Prozent hoher als im Vorjah i

aum.

Im Jahr 2015 konnten die Ko
als Einnahmen verbuchen. Pfas waren 160 Millionen Euro
i m_mmorg Nn:_.mca aom <oqm=_dm

beliefen sich auf 1,478 Z_:_mam:

Euro ::a wafen damit um :w Millionen Euro hoher als im

Hauptgriinde fiir diese Entwicklung waren u. a. g
Ausgaben fiir soziale L gestiegene P

Vorj

leich IchmE:un hierfiir wa-
aus nn: G i an der

ben und hohere Ausgaben fiir den laufenden Sachaufwand.
Die Ausgaben fiir soziale Leistungen fielen mit insgesamt
1,328 Milliarden Euro um 83 Millionen Euro hoher aus al
im Jahr 2014. Von den 1,328 Milliarden Euro waren L
592 Millionen Euro fiir Sozialhilfe (+ 35 Z::.c:n: uro),

418 Mi

uro und aus der Gewerbesteuer (netto) in Héhe von 41 Mil-
lionen Euro.

Den grBten Anteil der Einnahmen bildeten die laufenden und
investiven Finanzzuweisungen vom Land mit einem Volumen
von 2,735 Milliarden Euro, das entsprach 52,0 Prozent an den
Gesamteinnahmen. Davon wurden als laufende Zuweisungen
und Zuschiisse sowie Erstattungen vom Land 2 353,8 Milli-
onen Euro gezahlt, die Zuweisungen fiir Investitionen vom
Land betrugen 381,0 Millionen Euro. Gegeniiber dem Vorjahr

um 27 Millionen Euro bzw.
fen sich auf insgesamt 1

79 Prozent gestiegen und belie-
7 Milliarden Euro. Fiir den lau-

ultierte vor allem aus hoheren Ausgaben fiir
und Au de sowie fiir

samtapsgaben wirkten die Ausgaben fiir Sachinvestitionen.
32 Millionen Euro wurden 27 Millionen Euro weniger
sgegeben als im Jahr zuvor.

GStB-N 43/2016

Neuregelung der Umsatzbesteuerung der

Von Dr. Thomas Réatz*

Kein mnmi Emi» auf dem anderen: DB timmﬁumﬂm:.
erung juri: des G Rechts
und damit auch nm\ Kommunen wurde mit Wirkung
zum 1.1.2017 véllig neu konzipiert und an europ:
isches Recht m:@mtmmmn An die Stelle des Bezugs zum

mmnﬂ\mv i Art (BgA) tritt
eine Eine Uber-
gang gewidhrt das t bis Ende 2020
noch das alte Recht Die N soll

i fiir die inter-
it. A ings gibt es noch
einige offene Fragen. Nun gilt es, sich im Laufe dieses

ist bei den I den und investiven Zuweisungen und Zu-
schiissen vom Land ein Anstieg in Hohe von 88,0 Millionen
Euro festzustellen. Aus Verwaltung und Betrieb nahmen die
Kommunen mit insgesamt 656 Millionen Euro 12 Millionen
Euro, vorrangig durch gestiegene Verwaltungs- und Benut-
zungsgebiihren, mehr ein.

Az.: A205-schi

offentlichen Hand

Zur Vor: hich
In den Jahren 2008 bis 2011 hatten der Bundesfinanzhof
und der EuGH in einer Reihe von Urteilen entschieden,
dass das deutsche cammﬁmﬁmcm:mos m Hinblick auf den
Leistur isch jt Personen des
i Rechts — ir e im Rahmen der kom-
munalen Zusammenarbeit (sog. kommunale Beistandslei-
stungen) — nicht mit der européischen Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie (Richtlinie 2006/112/EG) vereinbar ist bzw. ge-
maR den européischen Vorgaben auszulegen ist. W&hrend
das bisherige deutsche Umsatzsteuerrecht auf den ertrags-
steuerrechtlichen Begriff des ,Betriebs gewerblicher Art*
(BgA) abstellt, ist das europaische Mehrwertsteuerrecht

Jahres mit der vertraut zu und
die Nutzung des Wahlrechts zu priifen.
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1 durch das bsrecht geprégt und stellt
auf die wirtschaftliche Tatigkeit und deren Auswirkungen
auf den Wettbewerb ab.

Gemeinde- und Stadtebund Thuringen




